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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Abfallbewirtschaftung hat sich im Laufe der letzten Jahre 
relativ stark verändert. Zurückzuführen ist ihre Entwicklung auf 
die stetige Zunahme der erzeugten Abfallmengen und auf deren 
immer komplexere Zusammensetzung. Das Ziel sämtlicher getrof-
fener Massnahmen ist es, die durch die Behandlung von Abfällen 
erzeugte Umweltbelastung langfristig auf ein tolerierbares Mass 
zu senken. 

Während der letzten zwanzig Jahre hat der Bund eine Reihe 
von Vorschriften für Abfallbehandlungsanlagen erlassen. So legt 
die technische Verordnung über Abfälle (TVA) namentlich die 
gesetzlichen Anforderungen an Deponien, Verbrennungs- und 
Kompostieranlagen fest. Die TVA verpflichtet die Kantone ausser-
dem, eine kantonale Abfallplanung zu erarbeiten, mit der jeder 
Kanton für eine Planungsdauer von ca. zwanzig Jahren seinen 
Bedarf an Abfallbehandlungsanlagen erfasst und bestimmen 
kann, welche Anlagen für die Abfallentsorgung des Kantons 
verwendet werden sollen.

Die Abfallplanung des Kantons Freiburg, die 1994 erstellt 
und seither mehrere Male überarbeitet wurde, legt für jede 
Abfallkategorie das Behandlungs- bzw. Entsorgungsverfahren 
fest: Auswahl der Entsorgungswege, Standorte der notwendi-
gen Entsorgungseinrichtungen, usw. Auf der Grundlage der 
Abfallplanung wurden bereits fast alle Abfallbehandlungs- 
und -entsorgungsanlagen eingerichtet. Die neuen Abfall- und 
Klärschlammverbrennungsanlagen in Hauterive vervollständigen 
das Netz der Abfallbewirtschaftungsanlagen des Kantons. 

Der Kanton Freiburg verfügt auch auf Kantonsebene über ein 
Abfallbewirtschaftungsgesetz und eine entsprechende Verordnung. 
Diese dienten als gesetzliche Grundlage bei der Ausarbeitung 
der Ausführungsbestimmungen des Bundesrechts, insbesondere auf 
Gemeindeebene. Im Laufe der letzten Jahre haben die Freiburger 
Gemeinden in Sachen Abfallbewirtschaftung grosse Anstrengungen 
unternommen. Auch haben sie in ihren Gemeindereglementen 
eine proportionale Gebühr eingeführt. 

Die Entsorgung einiger Sonderabfälle wird in besonderen 
Bestimmungen behandelt, die teilweise in anderen Gesetzgebungen 
als diejenige über den Umweltschutz geregelt sind. So 
werden die Bedingungen für die Entsorgung von tierischen 
Abfällen im Bundesgesetz über Tierseuchen (TSG) und dessen 
Ausführungsbestimmungen festgelegt. Die Frage der Anlagen für 
die Behandlung von tierischen Abfällen wird dennoch in diesem 
Abschnitt angesprochen. Die Planung zur Abdeckung des Bedarfs 
an Sammelstellen für tierische Abfälle bestimmt den Standort der 
für den Kanton vorgesehenen Anlagen.

Da die Planung und Überwachung der Behandlung radioaktiver 
Abfälle in den Zuständigkeitsbereich des Bundes fällt, wird sie 
im vorliegenden Dokument nicht erwähnt.

Das Thema «Abfallbewirtschaftung» beschreibt die allgemeinen 
Ziele der Abfallpolitik.

Siehe auch:

Belastete Standorte;

Materialabbau

Ableitung und Reinigung des 
Abwassers;

Grundwasser;

Bodenschutz;

Luftreinhaltung;

Wald;

Naturgefahren: Hochwasser;

Naturgefahren: Lawinen;

Naturgefahren: 
Massenbewegungen

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
VetA, SANIMA, WaldA, BNS, 
LwA, LIG, BRPA

Andere Kantone:
BE, VD

Bund:
BAFU, ARE, BLW

Andere Stellen:
Abwasserreinigungsverbände, 
CIRTD, FKV, KBWK, 
Koordinationskommission für 
Abfallbewirtschaftung
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2. GRUNDSÄTZE 

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Verminderung der Abfallproduktion.

· Verwertung der Abfälle.

· Umweltgerechte Abfallentsorgung.

· Kurz-, mittel- und langfristige Einrichtung von umweltverträg-
lichen und wirtschaftlich tragbaren Entsorgungswegen.

· Berücksichtigung so weit möglich der Bedürfnisse der Regionen 
im Bereich der Abfallbehandlungsanlagen. 

· Sicherstellung der interkantonalen Koordination im Bereich 
der Abfallbehandlungsanlagen.

· Überwachung der Abfallbehandlungsanlagen.

· Sanierung von Anlagen, die eine inakzeptable Umweltgefährdung 
darstellen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die Grundsätze sind nach Abfallkategorie und Ar t der 
Abfallbehandlungsanlage eingeteilt.

Abfallkategorien

Siedlungsabfälle

· Vermeidung der Entstehung von Abfällen bei Herstellung und 
Konsum von Gütern durch Schaffung von Anreizen, Appell 
an das Verantwortungsbewusstsein der Konsumentinnen und 
Konsumenten sowie durch Öffentlichkeitsarbeit.

· Trennung der Abfälle bei ihrer Entstehung und Wiederverwertung 
durch Einrichtung von Systemen auf Gemeindeebene zur 
getrennten Sammlung von Abfällen (Abfallsammelstellen) sowie 
Suche nach geeigneten Verwertungsmöglichkeiten der Abfälle.

· Verbrennung der nicht verwerteten Siedlungsabfälle in einer 
Anlage, die sämtliche gesetzlichen Anforderungen erfüllt.

Organische Abfälle

· Verwertung der kompostierbaren Abfälle, wenn möglich am 
Ort ihrer Entstehung (direkt im Garten oder im Quartier).

· Behandlung der verwertbaren organischen Abfälle in einer bewil-
ligten Anlage, falls die Wiederverwertung am Entstehungsort 
nicht möglich ist. Die Bestimmungen zu den Einzugsgebieten 
im Gesetz über die Abfallbewirtschaftung (Art. 20) bleiben 
vorbehalten.

Baustellenabfälle

· Verminderung der Abfälle durch Wiederverwendung der Stoffe 
und Wahl von Baumaterialien, die wenig Abfall verursachen.

· Sortieren der Baustellenabfälle vor Ort durch die Verwendung 
eines Mehrmuldensystems, mit dem die wiederverwertbaren 
Stoffe und Abfälle nach Kategorien getrennt gesammelt werden 
können.

· Beförderung der Abfälle in eine Feinsortieranlage oder zur 
Grobsortierung mit Umladung, wenn die Sortierung vor Ort 
nicht möglich ist.
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· Verwertung mineralischer Bauabfälle in bewilligten Anlagen 
und Förderung der Verwendung der so gewonnenen Produkte.

· Ablagerung der nicht verwerteten inerten Abfälle in einer 
Inertstoffdeponie (ID).

· Verwendung von unverschmutztem Aushubmaterial gemäss 
folgender Prioritätenordnung: 

- Verwendung vor Or t für Umgebungsarbeiten im 
Zusammenhang mit den Bauten, von denen das Material 
stammt; 

- Verwendung als Recyclingbaustoff anstelle von primären 
Rohstoffen; 

- Wiederauf fü l lung von Mater ia lentnahmeste l len 
(Rekultivierung); 

- Verwertung für berechtigte Terrainveränderungen; 
- Lagerung in Inertstoffdeponien für ausschliesslich unver-

schmutztes Aushubmaterial (ID-AM).

· Verwendung von unbelastetem Bodenaushub gemäss folgender 
Prioritätenordnung: 

- Verwendung vor Or t für Umgebungsarbeiten im 
Zusammenhang mit den Bauten, von denen das Material 
stammt; 

- Wiederherstellung des A- und B-Horizonts nach der 
Rekultivierung von Materialentnahmestellen; 

- Verwertung für berechtigte Terrainveränderungen.

Sonderabfälle

· Limitierung oder sogar Verbot gewisser umweltschädigender 
Stoffe bei der Produktion von Konsumgütern: Quecksilber in 
Batterien, Kadmium in Kunststoffen, halogenisierte organische 
Verbindungen, usw.

· Information und Beratung der Industrie- und Gewerbebetriebe.

· Einsammeln der in den Haushalten anfallenden Sonderabfälle.

· Weiterverarbeitung der Sonderabfälle in geeigneten ausserkan-
tonalen Einrichtungen gemäss den interkantonalen Abmachungen 
und Vereinbarungen.

Klärschlamm

· Klärschlammentsorgung in einer zentralen Verbrennungsanlage.

Abfallanlagearten

Allgemeingültige Grundsätze

· Konzentration der Abfälle in Anlagen mit angemessener 
Ausrüstung.

· Grösstmögliche Beschränkung der durch die Beförderung 
verursachten Belastungen (Luft, Lärm).

Deponien

· Sicherstellung einer ausgewogenen geografischen Verteilung 
der Anlagen, mit der den in der KAP definierten Bedürfnissen 
Rechnung getragen wird und die Transportdistanzen zwischen 
den Entstehungsorten und den Ablagerungsstätten auf ein 
Minimum reduziert werden.

· Berücksichtigung der interkantonalen Planung und des Sachplans 
Materialabbau (SaM).
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· Strikte Einhaltung der in der TVA festgelegten Anforderungen 
an den Standort, die Errichtung und den Betrieb, um nament-
lich Folgendes gewährleisten zu können:

- den Gewässerschutz;
- die langfristige Stabilität des Standorts und der Umgebung;
- die Vermeidung für den Anlagestandort von Regionen, 

die Naturgefahren ausgesetzt sind.

· Wahrung der Bodenqualität durch entsprechende Massnahmen.

· Berücksichtigung der geschützten oder schützenswerten Biotope 
und der natürlichen Lebensräume bedrohter Arten; Sicherstellung 
des bestmöglichen Schutzes, der Wiederherstellung oder, 
wenn diese nicht möglich ist, des angemessenen Ersatzes 
durch entsprechende Massnahmen.

· Einteilung des Betriebes und der Wiederherstellung der Standorte 
in aufeinanderfolgende Etappen.

· Rechtskonforme Wiederherstellung, die den Eigenheiten des 
Standorts Rechnung trägt.

· Berücksichtigung der Fähigkeit des Strassennetzes, den 
Mehrverkehr, der mit neuen Abbaustandorten entsteht, auf-
zunehmen.

Inertstoffdeponien 

· Prüfung folgender Möglichkeiten (nach Priorität geordnet), 
bevor neue Volumen freigegeben werden:

- Vergrösserung einer bestehenden Anlage,
- Nutzung eines Reservestandorts,
- Einrichtung einer neuen Anlage – vorzugsweise an einem 

Materialabbaustandort,
- Prüfung eines alternativen Standorts.

· Reservestandorte können in Betrieb genommen werden, wenn 
die Kapazitäten der Region geringer sind als der für die 
kommenden drei Jahre geschätzte Bedarf oder wenn diese 
Inbetriebnahme aufgrund der Bedürfnisse einer nahegelegenen 
Region gerechtfertigt ist.

Inertstoffdeponien für ausschliesslich unverschmutztes 
Aushubmaterial

· Eine neue ID-AM kann nur eingerichtet werden, wenn ein 
überwiegendes öffentliches Interesse vorliegt oder wenn es 
in einem Umkreis von 10 km weder eine Wiederauffüllung 
von Materialentnahmestellen noch eine andere (bestehende 
oder geplante) ID-AM gibt, mit der die Bedürfnisse der Region 
abgedeckt werden kann. 

· M indes t vo lumen  von  20’000 m3 und  min ima le 
Bodennutzungseffizienz von 3 m3/m2 im Durchschnitt.
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Terrainveränderungen

Die Verwendung von unverschmutztem Aushubmaterial oder 
unbelastetem Bodenaushub für Terrainveränderungen kann in 
folgenden Fällen bewilligt werden, sofern keine überwiegenden 
Interessen entgegenstehen:
a) Umgebungsarbeiten, die zur Erreichung eines spezifischen 

Ziels notwendig und gerechtfertigt sind.

b) Umgebungsarbeiten im Zusammenhang mit einem zonenkon-
formen Projekt zur Strukturverbesserung; dabei gelten folgende 
Bedingungen:

- Verwertung des Materials auf dem Umschwung des 
Bauprojekts;

- keine Zufuhr von Baumaterial aus anderen Baustellen;
- Rekultivierung und Aussaat innerhalb von ein paar we-

nigen Wochen;
- Gesuch und Begründung für eine Terrainveränderung sind 

Teil der Auflageunterlagen für das Bauvorhaben, von dem 
das Material stammt.

c) Terrainveränderung, die eine wesentliche Verbesserung der 
Bodenfruchtbarkeit und/oder Bewirtschaftung zur Folge hat 
und dazu dient:

- die landwirtschaftliche Nutzung einer Fläche zu ermögli-
chen;

- äusserst störende künstliche Hindernisse auszugleichen 
oder zu verkleinern; 

- die Fruchtbarkeit von degradierten Böden zu verbessern;
- einen belasteten Boden zu ersetzen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Bei der Einrichtung von Abfallbehandlungsanlagen sind alle 
bekannten vorbeugenden Massnahmen zu treffen, damit auf 
lange Sicht eine umfassende Sanierung der Anlage vermieden 
werden kann.

· Bei der Wiederinstandstellung von Materialabbausstandorten 
ist der Bedarf an Lagerung von Inertstoffen und an Aushub 
zu berücksichtigen.

· Bei der Verwendung von stillgelegten Materialabbaustandorten 
ist sicherzustellen, dass Biotope, die für die Tierwelt von 
Bedeutung sind, erhalten oder verlegt werden.

· Förderung der Verwertung der durch die Abfallbehandlung 
entstehenden Produkte.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Geht in Sachen Abfallentsorgung mit gutem Beispiel voran, 

sowohl hinsichtlich des Betriebs als auch beim Bau von Anlagen.

Der Staatsrat:
· Nimmt die kantonale Abfallplanung an.

· S ch l i e s s t  d ie  z u r  Ve r wendung  in t e r kan t ona l e r 
Abfallbehandlungsanlagen notwendigen Abkommen mit 
anderen Kantonen ab.
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· Sorgt für die Bereitstellung einer geeigneten Infrastruktur für 
die Sammlung und Zwischenlagerung von tierischen Abfällen.

· Legt eine kantonale Gebühr fest für die Ablagerung von 
Materialien auf eine Deponie.

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion:
· Legt die Bedingungen für die Bewirtschaftung der verschie-

denen Abfallkategorien sowie den Bedarf an Anlagen in der 
kantonalen Abfallplanung fest.

· Genehmigt die Gemeindereglemente zur Abfallbewirtschaftung.

· Erteilt die laut Kantons- und Bundesgesetzgebung erforderli-
chen Bewilligungen.

· S o rg t  da f ü r,  da s s  b e i  de r  E in r i c h t u ng  e in e r 
Abfallbehandlungsanlage alle bekannten Massnahmen getroffen 
werden, damit auf lange Sicht eine umfassende Sanierung 
der Anlage vermieden werden kann.

· Verfügt die Sanierung von potenziell umweltgefährdenden 
Anlagen.

Die Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft:
· Bezeichnet die geeigneten Standorte für das eventuelle 

Vergraben von Tierkadavern.

· Überwacht die Anwendung der Gesetzgebung über die 
Entsorgung von tierischen Abfällen.

Das Amt für Landwirtschaft:
· Begutachtet und überwacht die angemessene Nutzung von 

unverschmutztem Aushubmaterial und unbelastetem Bodenaushub 
auf landwirtschaftlichen Flächen.

· Billigt die Begründung und den Ablauf der Arbeiten bei 
Auffüllungen, Terrainveränderungen, Bodendepots und 
Geländenivellierungen zur Verbesserung der landwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung.

· Kann in Abhängigkeit  von Ar t  und Umfang eines 
Terrainveränderungsprojekts eine bodenkundliche Begleitung 
durch ein spezialisiertes Büro verlangen.

Das Amt für Umwelt:
· Weckt das Interesse der Bevölkerung und der Behörden für 

das Thema Abfallentsorgung.

· Schätzt die Menge der anfallenden Abfälle (Siedlungs-, Sonder-, 
Baustellenabfälle usw.), plant ihre Entsorgungswege und erstellt 
Statistiken über die in den verschiedenen Behandlungsanlagen 
verarbeiteten Abfälle.

· Analysiert die Standorte für Deponien, wenn keine regionalen 
Lösungen gefunden werden konnten; davon nicht betroffen 
sind die ID-AM.

· Arbeitet mit den Gemeinden zusammen, um illegale 
Entsorgungswege zu bekämpfen, insbesondere die illegale 
Verbrennung von Abfällen unter freiem Himmel.

· Überwacht die verschiedenen Entsorgungswege der Abfälle 
und die Sanierung von Anlagen, die eine Gefahr für die 
Umwelt darstellen können.
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Das Veterinäramt:
· Legt die Bedingungen für die Bewirtschaftung von tierischen 

Abfällen fest, kontrolliert die Entsorgungsketten und -anlagen für 
tierische Abfälle und überwacht die Sanierung der Anlagen.

· Erteilt Genehmigungen für die Entsorgung von tierischen 
Abfällen.

Die Nutztierversicherungsanstalt:
· Mietet oder richtet Sammelstellen für tierische Abfälle ein und 

betreibt sie.

· Stellt die Entsorgung der gesammelten tierischen Abfälle 
sicher.

Die Regionen:
· Können gemeinsam nach günstigeren Entsorgungs- bzw. 

Beförderungswegen der Abfälle für die Gemeinden suchen.

· Können die Einrichtung von Abfallbehandlungsanlagen auf 
regionaler oder interkommunaler Ebene planen.

Die Gemeinden:

· Erarbeiten das Gemeindereglement über Abfallbewirtschaftung 
gemäss der kantonalen Gesetzgebung.

· Entsorgen (sammeln, befördern, behandeln) die Siedlungsabfälle 
aus den Haushalten und den industriellen oder gewerblichen 
Betrieben auf eigene Kosten, ausser wenn eine Vereinbarung 
zwischen dem Abfallunternehmen und der Gemeinde besteht.

· Finanzieren gemäss den Bestimmungen des kantonalen Gesetzes 
über die Abfallbewirtschaftung ihre Abfallentsorgung mittels 
einer mengenabhängigen Gebühr.

· Erstellen über die gesammelten Abfälle Statistiken, die sie 
dem Kanton mindestens alle zwei Jahre vorlegen.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich gegenseitig über die jeweilige kantonale 

Abfallplanung.

· Führen gemeinsam die Planung und den Betrieb der interkan-
tonalen Abfallbehandlungsanlagen durch.

Die Kantonale Bauwirtschaftskonferenz:
· Übernimmt gewisse Überwachungsaufgaben bei der 

Bewirtschaftung der Baustellenabfälle.

Die Koordinationskommission für Abfallbewirtschaftung:
· Nimmt zur Revision der Abfallplanung Stellung und arbeitet 

an der Umsetzung mit.

· Nimmt zu Projekten von Abfallbehandlungsanlagen Stellung, 
die ihr unterbreitet werden.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Kantonale Abfallplanung

Die Abfallplanung und das entsprechende Thema des kan-
tonalen Richtplans werden gemäss der Entwicklung der 
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Bewirtschaftungsgrundsätze und des Bedarfs an Anlagen in 
koordinierter Weise nachgeführt.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die Planung der Abfallbehandlungsanlagen erfolgt unter 
Berücksichtigung der Angaben im Kataster der belasteten Standorte.

Regionale Studien

Die regionalen Richtpläne können Grundsätze für die Standortwahl 
für Abfallbehandlungsanlagen von regionaler oder interkommu-
naler Bedeutung enthalten.

Ortsplanung

Für den Standort der Abfallsammelstellen sind im Zonennutzungsplan 
Sonderzonen auszuweisen.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTS

Abfallbehandlungsanlagen

Vorprüfungsgesuch

· Der Gesuchsteller richtet ein Vorprüfungsgesuch an das Bau- 
und Raumplanungsamt (BRPA) und liefert namentlich folgende 
Angaben:

- Nachweis der Notwendigkeit einer Abfallbehandlunganlage 
in der betreffenden Region.

- Nachweis der Übereinstimmung der Anlage mit den 
Grundsätzen zum Standort.

· Das BRPA führt eine Vorprüfung des Gesuchs durch und holt gege-
benenfalls die Stellungnahme der kantonalen Abfallkommission 
ein, sowie aller betroffenen Parteien (Dienststellen des Kantons, 
Fachkreise und betroffene Gemeinden).

· Die Gül t igkeit  der Gesuche, die im Rahmen von 
Vorprüfungsgesuchen für neue ID-AM-Volumen ausgestellt 
werden, ist auf 2 Jahre beschränkt.

· Wird das Gesuch angenommen, nimmt die Raumplanungs-, 
Umwelt- und Baudirektion (RUBD), wenn nötig, die entspre-
chende Änderung der kantonalen Abfallplanung und des 
kantonalen Richtplans vor, unter Vorbehalt des Ergebnisses 
des Verfahrens hinsichtlich der Wahl des Standortes sowie 
der Nutzung und der Gestaltung der Anlage.

Zonennutzungsplan - Bauvewilligung

· Für den Betrieb einer Anlage ist im Zonennutzungsplan eine 
Sonderzone auszuweisen und die Einführung entsprechender 
Vorschriften im Planungs- und Baureglement der betroffenen 
Gemeinde vorzusehen.

· Der  Gesuchs te l le r  e rarbei te t  in  Anwendung der 
Umweltschutzbestimmungen einen endgültigen Entwurf für 
die Anlage.

· Der Gesuchsteller unterbreitet sein Baugesuch und liefert 
sämtliche verlangten Unterlagen sowie gegebenenfalls einen 
Umweltverträglichkeitsbericht.
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· In Anwendung des ABR legt der Gesuchsteller ausserdem bei 
der RUBD einen Antrag auf eine Betriebsbewilligung gemäss 
Art. 17 ABG vor.

· Zur bestmöglichen Koordination der verschiedenen 
Verfahren müssen die öffentliche Auflage der Änderung 
des Zonennutzungsplans, des Baugesuchs und des even-
tuellen Rodunggesuchs sowie die Veröffentlichung des 
Umweltverträglichkeitsberichts gleichzeitig stattfinden.

Spezialfall Deponien

· In diesem Fall verlangt das Bundesrecht neben dem oben 
erwähnten Verfahren zusätzlich:

- Eine  Er r i ch t ungsbewi l l igung ( im  Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens für den Zonennutzungsplan und 
des Baugesuchs).

- Eine Betriebsbewilligung (nach Abschluss der im endgül-
tigen Entwurf vorgesehenen Bauarbeiten).

Diese Verfahren bieten verbesser te Garantien für die 
Wiederherstellung des Standorts (Überwachung, Leistung 
von Finanzgarantien, usw.).

Kriterien für die Erteilung einer Bewilligung:

· Strikte Einhaltung der in der TVA festgelegten Anforderungen 
an die Errichtung und den Betrieb sowie Einhaltung des ein-
schlägigen Rechts auf Bundes- und Kantonsebene; dies gilt 
insbesondere für die Bestimmungen zur Luftreinhaltung sowie 
zum Boden- und Gewässerschutz.

· Der öffentliche Charakter der Deponie muss sichergestellt 
werden.

Spezialfall Terrainveränderungen

· Auffüllungen, Terrainveränderungen, Bodendepots und 
Geländenivellierungen zwecks Verbesserung der landwirtschaft-
lichen Nutzung bedürfen ausnahmslos einer im ordentlichen 
Verfahren erteilten Baubewilligung. Falls die Arbeiten ausserhalb 
der Bauzone vorgesehen sind, ist eine Sonderbewilligung der 
RUBD erforderlich. Das Verfahren für Bodenverbesserungen 
nach Art. 135 RPBG Abs. 3 und Art. 18a Abs. 2 BVG bleibt 
vorbehalten.

· Gesuch und Begründung für eine Terrainveränderung im 
Zusammenhang mit einem Projekt zur Strukturverbesserung 
sind Teil der Auflageunterlagen für das Bauvorhaben, von 
dem das Material stammt.

· In den Unterlagen zum Baubewilligungsgesuch sind die Arbeiten 
begründet und deren Ablauf beschrieben.

· Die Erdarbeiten werden während der Vegetationszeit und 
in einem Zug ausgeführt. Die Dauer vom Zeitpunkt der 
Abhumusierung bis zur fertiggestellten, angesäten Rekultivierung 
beträgt maximal 6 Monate. In Ausnahmefällen können meh-
rere, jeweils vollständig abgeschlossene Etappen angelegt 
werden (inkl. Begrünung).
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